
lieh erhöht werden. Schon aus diesem Grunde war das 
angefochtene Urteil aufzuheben.

Die Aufhebung beschränkt sich auf den Strafaus­
spruch, da nur dieser Gegenstand des früheren Kassa­
tionsverfahrens und infolgedessen auch des angefoch­
tenen Urteils war. Da das Amtsgericht im bisherigen 
Verfahren die Weisungen des Kassationsgerichts nicht 
genügend beachtet hat, ist Zurückverweisung an ein 
benachbartes Amtsgericht angebracht (§ 354 Abs. 2 
StPO).

Bei der künftigen Entscheidung wird zu beachten sein, 
daß § 222 StGB in der Fassung vom 2. April 1940 
(RGBl. I S. 606) anzuwenden ist. Sie ist nicht als spe­
zifisch nazistisch anzusehen. Es ist zwar richtig, daß die 
nationalsozialistische Strafgesetzgebung durch Er­
höhung von Strafdrohungen gekennzeichnet ist, die 
vielfach ausschließlich oder vorwiegend der Erleichte­
rung diktatorischer Staatsleitung dienen sollte. Bei der 
fahrlässigen Tö.tung bestand aber ein Bedürfnis, auch 
die mit nichtgewerbsmäßigen Verrichtungen Beschäf­
tigten zu erfassen, die aber auf der anderen Seite eine 
Gefahrenquelle bilden, z. B. nichtberufliche Kraftfahrer 
(sog. Herrenfahrer). Innerhalb des Strafrahmens ist 
aber hier, wie in aller Regel, Berufsfahrlässigkeit als 
straferhöhter Umstand zu werten.

Besonders erschwerend fällt aber ins Gewicht, daß 
der Angeklagte als Arbeitgeber den Unfallverhütungs­
vorschriften des Malergewerbes zuwider gehandelt 
hat, nach deren § 3 Ziif. 2 eine Erwärmung von Lack 
nicht auf offener Flamme, sondern nur im Dampf­
oder Wasserbad geschehen darf, und zwar außerhalb 
der Arbeitsräume. Nach Ziff. 3 darf eine Erwärmung 
nur durch Dampf oder Wasser, deren Temperatur 120° 
Celsius nicht übersteigen darf, vorgenommen werden. 
Nach § 11 der genannten Vorschrift dürfen Jugendliche 
bei solchen Arbeiten nur dann beschäftigt werden, wenn 
sie während der Arbeitsdauer unter Aufsicht eines 
erwachsenen Facharbeiters stehen. Der Angeklagte war 
zur gewissenhaften Beachtung der genannten Vor­
schriften nach § 120 a der Gewerbeordnung besonders 
verpflichtet. Da der Fahrlässigkeit des Angeklagten ein 
Lehrling zum Opfer gefallen ist, der als Jugendlicher 
menschlich besonders schutzwürdig und volkswirtschaft­
lich besonders schutzbedürftig war, wird in der künf­
tigen Entscheidung, selbst wenn sich auf der anderen 
Seite erhebliche Strafmilderungsgründe zeigen sollten, 
auf eine V2 Jahr Gefängnis wesentlich übersteigende 
Strafe zu erkennen sein.
A n m e r k u n g :

Der wichtigste Bestandteil des Urteils scheinen mir 
die Ausführungen zu sein, die sich mit der Verletzung 
des § 358 Abs. 1 StPO befassen. Es handelt sich um eines 
der ersten Urteile des Obersten Gerichts, und die Be­
deutung der mit diesen Ausführungen behandelten Frage 
ha 1 sich schon in der verhältnismäßig kurzen Zeit der 
Tätigkeit des Obersten Gerichts gezeigt. Es ist näm­
lich zu beobachten, daß die „großzügige“ Behandlung 
der Anweisungen einer Kassations- oder Revisionsent­
scheidung offenbar keine vereinzelte Ausnahmeerschei­
nung ist.

Das Ausmaß und die Form, in der die unteren Ge­
richte sich von den Weisungen des zurückverweisenden 
Urteils freimachen, sind verschieden. So ist das Urteil 
eines Landgerichts bekannt geworden, in dem von 
vornherein angeküfndigt wird, daß es — selbst wenn 
das Oberlandesgericht der hierin vertretenen Auffassung 
nicht beitreten und die Sache auf Grund seiner ab­
weichenden rechtlichen Beurteilung zurückverweisen 
würde — bei seiner nun einmal als richtig erkannten 
Rechtsauffassung bleiben würde. Im Zusammenhang 
mit dem Komplex Glauchau — Meerane wurde eine 
Entscheidung, in der die Anweisung des Kassations­
gerichts nicht beachtet worden war, bekannt, die den 
dringenden Verdacht der Begünstigung von Wirtschafts­
verbrechern erweckte. t

Das Urteil des Amtsgerichts in dem vorliegenden Fall, 
das, nachdem ein Oberlandesgericht als Kassations­
gericht die von ihm zunächst an Stelle einer an sich 
verwirkten Gefängnisstrafe von zwei Monaten ausge­
sprochene Geldstrafe als offensichtlich der Gerechtig­
keit gröblich widersprechend erklärt hatte, nach der 
Zurückverweisung auf eine Gefängnisstrafe von zwei

Monaten erkannte, die der Amnestie unterfiel, muß als 
eine an Verhöhnung des Standpunktes des Kassations­
gerichts grenzende Umgehung von diesem Weisungen 
angesehen werden.

Schon diese Beispiele zeigen, .daß die Verletzung des 
§ 358 Absatz 1 StPO nicht nur mit einer falschen Auf­
fassung in der „richterlichen Unabhängigkeit“ erklärt 
werden kann, daß sie nicht nur aus einem blinden 
„Kämpfen“ um die Richtigkeit der eigenen Rechtsauf­
fassung folgt, sondern daß, insbesondere wenn man den 
Inhalt der einzelnen Entscheidungen und die Persönlich­
keit der Angeklagten betrachtet, in dem übergehen der 
bindenden Weisungen des Kassations- oder Revisions­
urteils ein Protest gegen die Grundsätze unserer Recht­
sprechung steckt.

Die Bindung des Gerichts, an das eine Sache im Wege 
der Revision zurückverwiesen wird, an die rechtliche 
Beurteilung, die der Aufhebung des Urteils zugrunde 
lag, ist schon im Rahmen eines Revisionsverfahrens eine 
Selbstverständlichkeit. Selbst wenn sie aber in unserer 
StPO für das Revisionsverfahren nicht ausdrücklich 
ausgesprochen wäre und deshalb nicht zu den Be­
stimmungen gehörte, die für das dem Obersten Gericht 
übertragene Kassationsverfahren entsprechende An- 
wenduna finden, müßte der darin enthaltene Grundsatz 
für die Kassation des Obersten Gerichts auf alle Fälle 
gelten, wenn die mit dem Gesetz vom 7. Dezember 1949 
gestellten Aufgaben überhaupt erfüllt werden sollen. 
Deshalb besteht ein unmittelbares Interesse des Obersten 
Gerichts daran, daß die bisher offenbar nicht vereinzelt 
auf getretene Tendenz zu solchen Verstößen gegen § 358 
Abs. 1 StPO schnellstens überwunden wird.

Eine Verletzung dieser Bestimmung ist in jedem Falle 
mehr als ein Prozeßverstoß. Das allein dem General­
staatsanwalt der Republik übertragene Recht, die Kassa­
tion aller Urteile zu beantragen, die im Gebiete der 
Deutschen Demokratischen Republik ergangen sind, und 
die Befugnis des Obersten Gerichts der Deutschen Demo­
kratischen Republik, diese Urteile zu kassieren, sind 
ein entscheidendes Mittel zur Sicherung der demo­
kratischen Gesetzlichkeit. Wer gegen die in einem Urteil 
des Obersten Gerichts der Republik ausgesprochenen 
Weisungen verstößt, verstößt damit gegen eine ent­
scheidende Grundlage unserer Rechtsordnung überhaupt. 
Der Richter ist an das Gesetz gebunden, auch an den 
§ 358 Abs. 1 StPO; er muß als fortschrittlicher Richter 
das Gesetz auslegen und entwickeln, aber er darf es 
nicht beiseiteschieben und ignorieren. Dieser Grund­
satz unserer Rechtsprechung muß allen Richtern sehr 
deutlich ins Gedächtnis gerufen werden, und die Bedeu­
tung des § 358 Abs. 1 StPO muß insbesondere auch 
allen Schöffen klar werden, damit sich nicht etwa der 
Vorsitzende eines Gerichtes darauf berufen kann, er sei 
durch die Schöffen überstimmt worden.

Wenn in Zukunft ein solcher Verstoß gegen § 358, 
Abs. 1 StPO festgestellt wird, dann wird er in jeddm 
Falle eingehend zu prüfen sein; und es werden mit aller 
Konsequenz auch Folgen für den Richter, der ein solches 
Urteil gegen das Gesetz erlassen hat, gezogen werden 
müssen. Ein derartiger Verstoß gegen die demokratische 
Gesetzlichkeit wird auf alle Fälle zu der Prüfuna führen 
müssen, ob diese Richter nicht im Sinne des Artikels 132 
Abs. 1 unserer Verfassung „gegen die Verfassung und 
die Gesetze verstoßen oder ihre Pflichten als Richter
................... gröblich verletzen", und deshalb abzuberufen
sind.

Es ist aber weiter die Frage zu stellen, ob ein solches 
Verhalten nicht den Tatbestand der Rechtsbeugung nach 
§ 336 StGB erfüllt. In der Rechtsprechung und der 
Literatur ist weder zu § 358 Abs. 1 StPO noch zu § 336 
StGB dieser besondere Fall erörtert. Dagegen ist allge­
mein anerkannt, daß auch durch die Verletzung von 
Verfahrensvorschriften der Tatbestand der Rechtsbeu­
gung erfüllt sein kann. Der subjektive Tatbestand der 
Rechtsbeugung verlangt, daß der Täter das Recht in 
dem Bewußtsein verletzt hat, dadurch die Rechtsstellung 
einer Partei zu verbessern oder zu verschlechtern. Eine 
darüber hinausgehende Absicht ist nicht erforderlich. 
Das Bewußtsein, durch Verletzung der Weisungen 
des Kassationsgerichts eine der von dem Verfahren be­
troffenen Parteien besser oder schlechter zu stellen, wird 
aber stets vorhanden sein, soweit es sich nicht um solche 
Fälle handelt, in denen das Gericht der unteren Instanz


